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per Übergabe-Einschreiben  
 
An das 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
Bahnhofsvorplatz 3 
45879 Gelsenkirchen 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

AZ: 17 K 3614/06 
Bezug:  Beschluss vom 26.01.2012 erhalten am 28.01.2012 
 
Der Kläger und Grundrechtsträger beantragt,  

den nichtigen Beschluss vom 26.01.2012 deklaratorisch aufzuheben. 

  

Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen ist funktionell und sachlich gemäß § 40 

VwGO unzuständig, da es sich dem Grunde nach nicht um eine öffentlich - 

rechtliche Streitigkeit von nichtverfassungsrechtlicher Art, sondern von 

verfassungsrechtlicher Art  handelt. Mit Beschluss vom 16.07.2009 hat das 

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen die verfassungsrechtlichen Ansprüche aus 

Artikel 19 Abs. 4 GG auf Rechtmässigkeitskontrolle des Kläger und 

Grundrechtsträger bestätigt. Die Durchsetzung der grundgesetzlichen Ansprüche 

des Klägers als Grundrechtsträgers sind deshalb unverzüglich an  die 

einzig funktional und sachlichen zuständige ordentliche Gerichtsbarkeit für 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten von verfassungsrechtlicher Art zu verweisen und 

der nichtige Beschluss vom 26.01.2012 deklaratorisch aufzuheben. 

 

Zur Person des im nichtigen Beschluss vom 26.01.2012 benannten  

 

Univ. Prof. Dr. Frank Schneider, Universitätsklinikum Aachen, Pauwelsstraße 30,  

52074 Aachen 

 

macht der Kläger als Grundrechtsträger folgende Informationen aktenkundig: 
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Die von der funktional und sachlich unzuständigen 17. Kammer erwähnte Person 

Prof. Dr. Dr. Frank Schneider unterstützt nachweislich die Aktivitäten der vom 

Verfassungsschutz seit 1997 beobachteten verfassungsfeindlichen "Scientology-

Organisation " (SO), siehe Urteil vom 12.02.2008, OVG Münster, AZ: 5 A 130/05.  

 

Schneider hat am 24.11.2011 von dem Präsidenten der "Kommission für Verstöße 

der Psychiatrie gegen Menschenrechte Deutschland e.V." (KVPM), Bernd Trepping 

eine Ehrung überreicht bekommen, was mehrere Fotos und mehrere Internet-

Veröffentlichungen dokumentieren. 

 

 

 

Auf der Webseite der KVPM unter  
 
 
http://www.kvpm.de/dgppn_ 
schneider_anerkennung_2011.html 
 
 
 
 
steht unter der "Anerkennung für 
Prof. Dr. Dr. Schneider" zu lesen: 
 
 

 

 

 

 

 

 

Die drei weiteren Fotos der KVPM dokumentieren, dass mindestens ein mehr- 

minütiges Gespräch zwischen Bernhard Trepping (Präsident der SO) und  

Schneider auf dem Kongress in Berlin stattgefunden haben muss, wo Schneider 

eine Urkunde von der KVPM überreicht worden ist: 
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Die mehr-minütige Dauer des Gesprächs 

wird durch die vier Fotos im Detail 

dadurch belegt, dass die Fotos 

unterschiedliche Situationen mit 

unterschiedlichen Sachgegenständen 

darstellen, die ein mehr-minütiges 

Gespräch zwischen Trepping und 

Schneider zwangsläufig notwendig 

gemacht haben müssen.  

Schneider lässt auf diesen 

Fotos aufgrund seines 

Gesichtsausdrucks Scheins 

keinerlei Abneigung 

gegenüber der KVPM 

erkennen, sondern eher im 

Gegenteil: Schneider wirkt als 

aufmerksamer und 

interessierter Zuhörer und 

Gesprächspartner gegenüber dem 

Vertreter der Scientology-

Organisation.  

 

 

 

Die genaue Beschreibung der vier 

Fotos und die genaue Analyse des 

Verhaltens von Schneider ist wichtig 

festzuhalten und zu dokumentieren, da  Schneider am 13.01.2012 durch eine 

Internet-Veröffentlichung der DGPPN  

(http://www.dgppn.de/aktuelles/detailansicht/article/100/dgppn-warnt-1.html)  

Folgendes verlautbaren ließ: 
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In der Verlautbarung der DGPPN vom 13.01.2012 heißt es im Wortlaut: 

Die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheilkunde (DGPPN) 
wendet sich gegen die von der Kommission für Verstöße der Psychiatrie gegen 
Menschenrechte Deutschland e.V. (KVPM) im Dezember 2011 veröffentlichte Darstellung, 
wonach Professor Frank Schneider eine offizielle Anerkennung des Vereins für sein 
Engagement zur Aufarbeitung der Geschichte der Psychiatrie im Nationalsozialismus 
angenommen habe.  

Die KVPM ist ein Organ von Scientology. Vertreter der KVPM hatten sich als Journalisten 
getarnt Zutritt zum DGPPN Kongress 2011 verschafft und Professor Schneider ohne 
Hinweis auf die KVPM oder Scientology unter Nennung eines Verlagsnamens um ein 
Interview zur Thematik gebeten. Als Professor Schneider den Vorsitzenden der KVPM 
erkannte, hat er sofort das vermeintliche Interview abgebrochen. „Ich persönlich und in 
meiner Funktion als Past-President lehne jegliche Ehrung durch die KVPM ab“, sagt 
Professor Frank Schneider. Wir werden nicht zulassen, dass gerade Initiativen zur 
Aufarbeitung der Vergangenheit der deutschen Psychiatrie von Scientology 
instrumentalisiert werden“, so Schneider weiter.  

Die DGPPN fordert die KVPM auf, derartige Fehlinformationen zu unterlassen und erwägt, 
rechtliche Schritte einzuleiten.  

 

Diese Verlautbarung vom 13.01.2012 durch den ehemaligen Präsidenten der 

DGPPN über die Ehrung von Schneider durch die KVPM ist aus mehreren Gründen 

unglaubwürdig: 

 

1. Diese Verlautbarung wurde erst Wochen später am 13.01.2012 veröffentlicht und 

nicht unmittelbar in den nächsten Tagen am 24.11.2011. Diese "Warnung" hätte 

Schneider sofort nach wenigen Stunden über die DGPPN veröffentlichen müssen 
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und nicht erst nach mehr als 6 Wochen. Selbst wenn Schneider den KVPM-Mann 

selbst nicht erkannt haben sollte, wurde dieser, einer der markantesten Vertreter 

der „Anti-Psychiater“ (Psychiatriegegner oder –hasser) von anderen Vorstands-

mitgliedern der DGPPN oder auch anderen Kongreßbesuchern doch gewiss 

erkannt und Schneider wurde aufmerksam gemacht, von wem er da ausgezeichnet 

werden sollte bzw. ausgezeichnet und geehrt worden ist. 

 

2. Die insgesamt vier Fotos dokumentieren zumindest ein mehr-minütiges, 

angeregetes Gespräch. Als Kenner der Branchenvertreter und somit auch beim 

Erkennen von Trepping als Präsident der KVPM hätte Schneider das Gespräch 

sofort beenden können und müssen, so daß es zu diesen Fotos mit diesen 

Einstellungen in diesen verschiedenen Situation hätte gar nicht mehr kommen 

können. 

 

3.  Schneider hätte mindestens fragen müssen, wer den Preis gestiftet hat und von 

wem der Preis stammt. Die Mitteilung der DGPPN vom 13.12.2012 gibt keine 

Auskunft darüber, daß die KVPM bezüglich der Urheberschaft des Preises 

unseriös, unwahr oder gar täuschend vorgegangen wäre. Eine Täuschung 

bezüglich der Urheberschaft des Ehrung und des Preises ist nicht zu erkennen. 

Anhand der vier Fotos ist eindeutig zu erkennen, dass Schneider die Übergabe des 

Ehrenpreises durch die KVPM nicht abgebrochen hat, sondern sie "freudig" und 

nicht abgeneigt entgegengenommen hat. 

 

4. Die Entgegennahme der Scientology-Ehrung, aber auch schon das Nicht-

Erkennen des KVPM-Präsidenten Trepping durch Schneider lässt schon an dem 

Kenntnisstand Schneiders in Bezug auf banale berufs-politische Angelegenheiten 

seines Faches zweifeln, noch mehr jedoch an seiner Eignung, andere Menschen 

und ihr Tun und ihre Motive richtig einzuschätzen.  Wenn Schneider am 24.11.2011 

noch nicht einmal eine "Persönlichkeit" aus seinem weithin bekannten 

berufskritischen Umfeld unmittelbar erkannt hat, wie soll Schneider dann in der 

Lage sein, einen ihm absolut fremden und kritischen Menschen und seine Motive 

und sein Tun korrekt zu erkennen und zu beurteilen? 
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Hintergrund und das Motiv für die "Ehrung" Schneider durch die KVPM bzw. die 

Scientology-Organisation ist u.a. die Vortragsrede von Schneider am 26.11.2010 

gewesen, in der er sich und die Vereinigung DGPPN zu der Verantwortung über die 

Massenmorde in der Psychiatrie der Nazizeit bekannt haben. Allerdings hat 

Schneider in seiner Rede eine Geschichtsklitterung betrieben, in dem er den 

Mitbegründer der "Deutschen Vereinigung gegen politischen Mißbrauch der 

Psychiatrie" (DVpMP), heute "GEP e.V." genannt, Walter Ritter von Baeyer in 

seiner Rede am 26.11.2010 in einem Atemzug und im gleichen 

Satzzusammenhang mit dem "Alt-Nazi" Prof. H.E. Ehrhardt nannte. Schneider 

sagte am 26.11.2010 wörtlich: 

 

Mit Bezug auf die Psychiatrie gab es in den späten 1960er- und 1970er 
Jahren erste vereinzelte Publikationen, die Vorgänge (in der Nazi-
Psychiatrie) darzustellen, so von Hans-Jörg Weitbrecht, Walter Ritter 
von Baeyer oder Helmut Ehrhardt. Aber alle drei haben die Psychiatrie 
als Opfer dargestellt. In einem Buch zur 130-jährigen Geschichte der 
Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Nervenheilkunde von 1972 
heißt es, daß die damalige Vertretung der Psychiater trotz ihrer 
scheinbar weitreichenden Befugnisse ex officio niemals Aktionen wie 
die ,Euthanasie' gedeckt, befürwortet oder gefordert hat." 

 

Korrekt ist stattdessen, dass Walter Ritter von Baeyer als Mitbegründer der DVpMP 

die Psychiatrie des Nationalsozialismus nie als Opfer dargestellt hatte, und sogar 

als erster deutscher Vizepräsident des Weltverbandes für Psychiatrie in den Jahren 

1966 bis 1971 die Aufarbeitung der Untaten in der Psychiatrie der Nazizeit 

vorangetrieben (elementar sein Buch "Psychiatrie der Verfolgten") hatte und er 

auch als erster deutscher Psychiater "nach 1945" in das hohe Amt des 

Vizepräsidenten des Weltverbandes für Psychiatrie gewählt worden ist. Walter 

Ritter von Baeyer war auch nicht Mit-Autor des geschichtsklitternden, schönenden 

Buches Prof. Ehrhardts aus dem Jahre 1972 über die 130-jährige Geschichte der 

Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Nervenheilkunde gewesen. 

 

Insofern hat Schneider zwei historische Sachverhalte nachweislich unwahr 

vorgetragen, und sogar einen der hervorragensten, ehrsamsten deutschen 

Psychiater in seiner Rede am 26.11.2010 verleumdet. 
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In der Eigenschaft als Präsident der deutschen Psychiatrievereinigung DGPPN 

wurde Schneider mit einem Schreiben vom 04.05.2009 der GEP e.V. aufgefordert, 

Vorschläge zu unterbreiten, um etwas gegen die Repressionspraktiken und den 

Psychiatrie-Missbrauch in China zu unternehmen. Schneider hatte in seiner 

Eigenschaft als Präsident der DGPPN in der Zeit seines DGPPN-Präsidiums von 

2009 bis 2010 weder geantwortet, noch hat er bis heute der GEP Vorschläge zum 

Widerstand gegen den Psychiatriemissbrauch in China oder anderen Ländern 

unterbreitet. 

 

Auch wenn die 17. Kammer funktional und sachlich unzuständig ist, bleibt die Frage 

im Raum stehen, welche Verbindungen die 17. Kammer des Verwaltungsgerichts 

Gelsenkirchen in der Besetzung Thewes, Rintelen-Teipel und Voßkamp zu Kreisen 

hat, die der seit 1997 vom Verfassungsschutz als verfassungsfeindlich eingestuften 

und seit dem unter Beobachtung stehenden Scientology-Organisation nahestehen 

und/oder sich bis heute nicht eindeutig vom politischen Missbrauch der Psychiatrie 

im NS-Regime distanziert haben. 

 
 
Diese im Raum stehende Frage gilt es an anderer Stelle gemäß Artikel 1 Abs. 3 

und 2 GG in Verbindung mit Artikel 20 Abs. 3 GG zeitnah zu klären. 

 
 
 
 
 
Nachfolgend werden die Internet-Veröffentlichungen der KVPM über Prof. Dr. Dr. 

Schneider im November 2011 dokumentiert und aktenkundig vorgetragen:  
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http://www.kvpm.de/start.html 
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http://www.kvpm.de/dgppn_schneider_anerkennung_2011.html 
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Der Kläger als Grundrechtsträger beantragt die Gewährung seines 

verfassungsrechtlichen Anspruchs (Artikel 19 Abs. 4 GG) auf Einsicht in die 

fehlenden 198 Aktenseiten beim NRW-Justizministeriums AZ: 4121 E-III 372/98 

gemäß Beschluss vom 16.07.2009, wobei jede weitere Beschlussfassung des VG 

GE wegen § 40 VwGO  als vorsätzlich rechtswidrig anzusehen ist und den 

Straftatbestand des § 339 StGB n.F. erfüllt. 

In diesem Zusammenhang soll auch die einschlägige Kommentierung aus dem 

Kommentar Kissel / Meyer zum GVG zu § 16 zitiert werden: 

“ Die Notwendigkeit der Effektivität des Rechtsschutzes ist nicht nur zeitlich-
formell. Der grundrechtliche Anspruch auf einen effektiven Rechtsschutz 
bedeutet auch, dass die Gerichte im jeweiligen Verfahren der normativen 
Geltung der Grundrechte tatsächliche Wirkung verschaffen müssen. Sie haben 
nicht nur negative Verpflichtung, mit der Verfassung nicht in Einklang 
stehende Eingriffe in grundgesetzliche Bereiche zu unterlassen, sondern 
auch die positive Verpflichtung, die Grundrechte durchzusetzen. Deshalb hat 
die Anwendung des Verfahrensrechts wie das Gerichtsverfassungsrecht nicht 
nur der Sicherung eines geordneten Verfahrens zu dienen, sondern sie ist im 
grundrechtsrelevanten Bereich auch das Mittel, dem Grundrechtsträger zu 
seinem Verfassungsmäßigen Recht zu verhelfen. Demgemäß muss das 
Verfahrensrecht, damit auch das Gerichtsverfassungsrecht, im Blick auf die 
Grundrechte ausgelegt und angewendet werden. Bei mehreren 
Auslegungsmöglichkeiten ist diejenige zu wählen, die dem Gericht ermöglicht, 
die Grundrechte der Verfahrensbeteiligten durchzusetzen und zu 
verwirklichen. 

Das aus dem Rechtsstaatsprinzip folgende staatliche Rechtsprechungsmonopol 
bedeutet die staatliche Justizgewährungspflicht überhaupt. Das angerufene 
Gericht ist verpflichtet, eine prozessual ordnungsgemäß zustande kommende 
und im Einklang mit dem materiellen Recht stehende Entscheidung zu treffen.“ 

Nicht unerwähnt bleiben darf hier der Präsident des nds. Staatsgerichtshofes Prof. 

Dr. Jörn Ipsen, der sich zur Wirkweise und Durchsetzbarkeit der Grundrechte wie 

folgt geäußert hat: 

“Den Grundrechten kommt insoweit eine Vergewisserungsfunktion zu, die 
geeignet ist, Untertanengeist und obrigkeitsstaatliche Attitüde zu überwinden. 
Hierzu gehört, dass der Bürger sich auf seine Grundrechte beruft — auf sie 
„ pocht” und nicht der einzelne hat darzulegen, dass er zum Handeln berechtigt 
(befugt, ermächtigt) ist; der Staat muss umgekehrt seine Maßnahmen am 
Maßstab der Grundrechte rechtfertigen.” (Prof. Dr. Jörn Ipsen, Präsident des 
nds. Staatsgerichtshofes in Bückeburg: Staatsrecht II,13. Auflage,2010, 
Rn72+76) 
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Das Gleiche gilt gemäß BVerfGE 49/220: 

"Im Rechtsstaat des Grundgesetzes bedarf der Einsatz von Zwang jedoch stets 
einer ausreichenden Ermächtigungsgrundlage. Andererseits findet staatliche 
Gewalt eine unübersteigbare Grenze an den Grundrechten. Diese sind nicht 
nur subjektive Abwehrrechte des einzelnen Bürgers gegen staatliche 
Maßnahmen, sondern zugleich objektive Grundentscheidungen der Verfassung, 
die für alle Bereiche des Rechts gelten (BVerfGE 21, 362 [371 f.] m.w.N.). Sie 
binden die gesamte Staatsgewalt und sind nach der ausdrücklichen 
Anordnung des Art. 1 Abs. 3 GG unmittelbar wirksames Recht und damit 
Gesetz im Sinne des § 12 EGZPO.“  

 

Dementsprechend bedarf der alle Verfassungsorgane des Bundes und der Länder 

sowie alle Behörden und Gerichte gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG bindenden 

Entscheidung des BVerfG keiner weiteren Kommentierung: 

„Die Gerichte müssen sich schützend und fördernd vor die Grundrechte des 
Einzelnen stellen (vgl. BverfG, 1. Kammer des Ersten Senats, NJW 2003, s. 
1236 <1237>). Dies gilt ganz besonders, wenn es um die Wahrung der Würde 
des Menschen geht. Eine Verletzung dieser grundgesetzlichen 
Gewährleistung, auch wenn sie nur möglich erscheint oder nur zeitweilig 
andauert, haben die Gerichte zu verhindern.” 

 

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die bisherigen hiesigen Schriftsätze 

und damit verbundenen Anträge verwiesen. Ausdrücklich weist der Kläger und 

Grundrechteträger auf die auch das dortige wenn auch funktional und sachlich 

unzuständige Gericht zwingend gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG bindende 

Entscheidung des BVerfG hin: 

  
"Wird der Verfahrensgegenstand im Antrag eindeutig bezeichnet und betont, 
ist eine Umdeutung des Antrages nicht möglich (BVerfGE 2, 347 )" 

  
 
Nach alldem ist antragsgemäß zu entscheiden. 
  
 
 
Hochachtungsvoll 
Rainer Hoffmann 
Grundrechtsträger 


